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Abschnitt 1. —

/lllgemeine Verwaltungssachen.
Urlaubsrückstände.

NdErl. d. NFM. v. 23. 11. 1S40

— 1' 21K0 14 KS3 IV II. Ang.

(Vorgang NVB. 1940 Nr. 3441 S. 183.)

1. Es ist die Frage aufgeworfen worden, welche

Dienststelle die Eeldentschädigung für nicht verbrauch¬

ten Urlaub der Urlaubsjahre 1938 und 1939 bei Ee-

folgschaftsmitgliedern zu zahlen hat, die zu einer an¬

deren Dienststelle im öffentlichen Dienst abgeordnet

worden sind.

Im Einvernehmen mit dem Neichsminister des In¬

nern bitte ich in diesen Fällen wie folgt zu verfahren!

a) In den Fällen, in denen das Eefolgschaftsmit-

glied erst nach dem 31. März 1940 zu einer anderen

Dienststelle im öffentlichen Dienst abgeordnet

worden ist, zahlt die Entschädigung für nicht ver¬

brauchten Urlaub der Jahre 1938 und 1939 die bis¬

herige Veschäftigungsstelle.

K) In den Fällen, in denen das Eefolgschaftsmit-

glied während des Urlaubsjahres 1939, also vor dem

31. März 1940, zu einer anderen Dienststelle im

öffentlichen Dienst abgeordnet worden ist, ist die

Entschädigung für nicht verbrauchten Urlaub vom

bisherigen und vom neuen Dienstberechtigten anteil¬

mäßig zu zahlen, und zwar im Verhältnis der Be¬

schäftigung von vollen Monaten. Beispiel! Ein Ee-

folgschaftsmitglied ist am 10. August 1939 von einer

Neichsdienststelle zu einer Stadtverwaltung des

Reichsgaues Danzig-Weftpreußen abgeordnet. Es

hat Anspruch auf 25 Tage Erholungsurlaub, der nicht

genommen werden konnte. Die Reichsdienststelle zahlt

entsprechend der tatsächlichen Dauer der Beschäftigung

im Neichsdienst während des Urlaubsjahres für die

Monate April bis Ende August 1939 — °/^, die

Dienststelle des Reichsgaues für die Monate Septem¬

ber bis Ende März 1940 ^ der zustehenden Ent¬

schädigung. ADO. Nr. 4 zu Z 11 TO. kann im vor¬

liegenden Fall nicht angewendet werden, da das Ee-

folgschaftsmitglied aus seiner bisherigen Veschäf¬

tigungsstelle nicht ausgeschieden ist. Soweit bis¬

her anders verfahren, kann es dabei bewenden.

II. In den Füllen, in denen Eefolgschaftsmitglie-

der aus einer öffentlichen Dienststelle ausgeschie¬

den und im unmittelbaren Anschluß bei einer an-
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deren öffentlichen Dienststelle wieder eingestellt wer¬

den, ist nach ADO. Nr. 4 zu 8 11 TO. ^ zu verfahren.

III. Der Abgeltung der Urlaubsrückstände für 1938

und 1939 können die Dienstbezüge des Monats Juni

1949 zu Grunde gelegt werden. Soweit bisher anders

verfahren, bewendet es dabei.

An die Landesregierungen.

- RdErl. d. MdJ, v. 17. 2. 1941 Nr. II 009.

— BaVBl. S. 141.

Urlaub.

NdErl. d. NFM. v. 11. 11. 1940 — I' 21K0-12 47S IV.

Es ist die Frage aufgeworfen worden,

s,) wie der Urlaub 1939 für Eefolgschaftsmitglieder zu

bemessen ist, die aus Anlaß der Räumung oder

Freimachung von gefährdeten Gebieten aus einem

Beschäftigungsverhältnis im öffentlichen Dienst in

das innere Deutsche Reich zurückgeführt worden

sind und hier vorübergehend bei privaten Unter¬

nehmungen bis zur Wiederbeschäftigung im öffent¬

lichen Dienst tätig waren,

d) ob bei den im öffentlichen Dienst beschäftigten Ge-

folgschaftsmitgliedern, die vor der Zurückführung

ins innere Deutsche Reich bei privaten Unterneh¬

mungen tätig waren, die Zeit der Beschäftigung

im letzten privaten Unternehmen bei der Bemes¬

sung des Urlaubs 1939 zu berücksichtigen ist.

Auf Grund der ADO. Nr. 8 zu Z 11 TO. ^ und

der ADO. Nr. 8 zu Z 18 TO. L erkläre ich mich damit

einverstanden, daß in beiden Fällen die Zeit der Be¬

schäftigung in den genannten privaten Unternehmen

für die Bemessung des Urlaubs 1939 und 1949 berück¬

sichtigt werden kann.

An die Landesregierungen.
— RdErl. d. MdJ. v. 17. 2. 1941 Nr. 10 970.

— BaVVl. S. 143.

Straftilgungsgesetz.

NdErl. d. NMdJ. v. 4. 2.1941 - II 8L 1V59/4V-K855.

(1) Das Ges. über beschränkte Auskunft aus dem

Strafregister und die Tilgung von Strafvermerken ^)

ist durch Art. I Nr. 2 der VO. v. 17. 11. 1939 (RG¬

Bl. 1 S. 2254) dahin geändert worden, daß der Ver¬

urteilte nach der Tilgung des Vermerks über eine

Verurteilung im Strafregister berechtigt ist, jede Aus¬

kunft über die Tat und über die Strafe zu verweigern.

Er darf sich, soweit nicht eine andere, noch nicht ge¬

tilgte Verurteilung entgegensteht, als unbestraft be¬

zeichnen. Eine Ausnahme gilt nur für die Fälle, in

denen das Gericht oder der Staatsanwalt aus beson¬

deren Gründen anordnet, daß der Verurteilte auch

über bereits getilgte Strafen Auskunft zu geben habe.

(2) Nach dieser Regelung darf sich der Verurteilte

— von der zuletzt genannten Ausnahme abgesehen —

schlechthin als unbestraft bezeichnen, wenn nach der

Tilgung im Strafregister keine Strafe mehr vermerkt

ist. Enthält das Strafregister noch einen oder meh¬

rere Vermerke, so kann der Verurteilte sich hinsichtlich

der übrigen bereits getilgten Strafen als unbestraft

bezeichnen, soweit nicht die noch vermerkte Strafe ent¬

gegensteht.

(3) Ich ersuche deshalb, in Formblättern (Frage¬

bogen, Personalbogen, Personalnachweisen), in denen

nach gerichtlichen Strafen gefragt und dabei etwa die

Angabe auch der im Strafregister getilgten Vorstrafen

gefordert wird, die Frage nach getilgten Vorstrafen

zu streichen und in die Formblätter als Fußnote die

Bemerkung aufzunehmen!
Im Strafregister getilgte Strafen brauchen nicht an¬

gegeben zu werden! dagegen müssen im Gnadenweg er¬
lassene Strafen angegeben werden, solange sie nicht im
Strafregister getilgt sind.

(4) Für Angestellte und Arbeiter ist dasselbe beim

Personalfragebogen uud Fragebogen IZ zu ADO.

Nr. 2 zu Z 2 ÄTO. (RBesBl. 1938 S. 121) bereits

angeordnet.

(5) Soweit von einem Bewerber die Erklärung

gefordert wird, daß er gerichtlich nicht bestraft ist, ist

er auf die Bestimmung des Art. I Nr. 2 der VO. zur

Änderung des Ges. über beschränkte Auskunft aus dem

Strafregister und die Tilgung von Strafvermerken v.

17. 11. 1939 (RGBl. I S. 2234) besonders hinzu¬

weisen.

(6) Dieser RdErl. gilt nicht für die nachgeordneten

Behörden usw. in den Reichsgauen der Ostmark.

Zusatz für die Gemeinden, Gemeinde-oe r bände,sonst. Körpers chastendesösfentl.
Rechts! Ich ersuche, entsprechend zu verfahren.

An die nachgeordneten Behörden, Gemeinden, Ee-
meindeverbände, sonst. Körperschaften des öfsentl. Rechts.

— RMBliV. S. 209.
— BaVBl. S. 143.

Vgl. RGBl. 1920 S. 507.

Gewährung von Waisengcld für Kinder, die erst nach

Vollendung des 18. Lebensjahres Waise werden, und

Gewährung von Witwenabfindungen.

RdErl. d. NMdJ. v. 23. 1. 1941

— II 8» 2174 11/39 K350.

Auf das Zweite Ges. zur Änderung des Deutschen

Beamtenges, v. 29. 12. 1940 (RGBl. l' S. 1945) wird

aufmerksam gemacht. Nach Art. 1 Nr. 1 in Verbindung

mit Art. 2 Nr. 1 des Änderungsges. besteht nunmehr

die Möglichkeit, Waisengcld auf Grund der Kann¬

vorschrift des Z 133 Abs. 2 DBG. vom 1. 8. 1949 an

auch für solche Kinder zu zahlen, die seit Juli 1937

nach Vollendung des 18. Lebensjahres Waise ge¬

worden sind oder es künftig werden.

An die nachgeordneten Behörden, Gemeinden, Ee-
ineindeverbände, sonst. Körperschaften des öfsentl. Rechts.

— RMBliV. S. 185.

— BaVBl. S.144

Staatshaushalt, Kasien- unö Rechnungswesen.
Beschaffung der Kraftfahrzeugbriefe.

NdErl. d. MdJ. v. 17. 2. 1941 Nr. 13 018

Norm. XXXIII, XI.

Mit meinem Runderlaß vom 1. Oktober 1934

Nr. 87 946 habe ich angeordnet, daß die Kosten für

die vom Reich bezogenen Kraftfahrzeugbriefvordrucke

als sachliche Amtsunkosten verrechnet werden sollen.

Nachdem inzwischen die Gründe, die zu dieser Anord-
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nung führten, weggefallen sind, hebe ich den erwähn¬

ten Runderlaß hiermit auf.

Für die Überweisung und Abrechnung der verein¬

nahmten Beträge für ausgegebene Kraftfahrzeug¬

briefvordrucke ist ausschließlich der Erlaß des Prä¬

sidenten des Statistischen Reichsamts vom 22. März

1939 Nr. 2812/22. 3. 39/1500 maßgebend. Die Kosten

sind künftig bei Kap. 13 Tit. 3 Unterteil 1 durch Rot¬

absetzung zu buchen.

An die Landräte. — VaVVl. S. 143.

Angelegenheitenöer kommunalen Selbstverwaltung.
Durchführung des Eewerbcsteuerausgleichs zwischen
Wohngemeinden und Vetriebsgemcinden (Ausgleich-

Zuschuß) für das Rechnungsjahr 1941.

NdErl. d. RFM. u. d. NMdJ. v. 4. 2. 1341

— I.« 4221-1 41 I ^ u. V 8t 102S/41 5K20 N II.

I. (1) Der EBV. hat die folgende VO. erlassen:

„Sechste VO. über die Vereinfachung der
Verwaltung (E e w e r b e st e u e r a u s g l e i ch)

v. 14. 1. 1941.

Auf Grund der Nr. VI des Erl. des Führers und
Reichskanzler über die Vereinfachung der Verwaltung
v. 28. 8. 1939 (RGBl. I S. 1.?3S) wird verordnet:

Z 1. Der RFM. und der RM^J, können erstmalig für
das' Rechnungsjahr 1941 und letztmalig für das auf das
Kriegsende folgende Rechnungsjahr anordnen, daß der
Eewerbesteuerausgleich zwischen Wohugemeinden und Ve-
triebsgemeinden sAusgleichzuschuhl abweichend von den
Vorschriften der 8K 12 bis 21 des Einführunasgcs. ni den
Reassteuerges. (EinfGRealStG.» v. 1. 12. 1936 (RGBl. I
S. 961) in vereinfachter Form durchzuführen ist.

K 2. Diese VO. gilt auch in den eingegliederten Ost¬
gebieten."

(2) Die VO. ist im RGBl. 19411 S. 63 abgedruckt.

(3) Auf Grund der uns erteilten Ermächtigung

ordnen wir an, daß der Eewerbesteuerausgleich zwi¬

schen Wohngemeinden und Betriebsgemeinden (Aus¬

gleichzuschuß) für das Rechnungsjahr 1941 nach den

aus der Anl. ersichtlichen Bestimmungen (GewSt-

AusglBest. 1941) durchzuführen ist.

II. (1) Bei der Durchführung des Gewerbesteuer-

ausgleichs 1941 ist der Zweck der EewStAusglBest.

1941, das bisherige Verfahren zu vereinfachen und

dadurch Verwaltungsarbeit während der Kriegs¬

dauer einzusparen, zu berücksichtigen.

(2) Wir erwarten von den Vetriebsgemeinden und

den Wohngemeinden, daß sie zur Erreichung des an¬

gestrebten Zwecks von kleinlichen Feststellungen ab¬

sehen und von den in Ziff. 3 EewStAusglBest. 1941

vorgesehenen Ausnahmebestimmungen nur Gebrauch

machen, wenn die finanzielle Bedeutung ohne weite¬

res erkennbar ist. Der Weg der gütlichen Einigung

zwischen den beteiligten Gemeinden hat auch hier den

Regelfall zu bilden. Der Anordnung „zu K 12" der

Ersten Ansf.-Anw. v. 23. 12. 1936 (RMBliV.

S. 1695)'). daß von der Geltendmachung des Aus¬

gleichzuschusses abgesehen werden kann, wenn es sich um

geringfügige Beträge handelt oder wenn die Geltend¬

machung mit Weiterungen oder Kosten verbunden

wäre, die nicht im angemessenen Verhältnis zu der

Höhe des Ausgleichzuschusses ständen, kommt für die

in Ziff. 3 EewStAusglBest. 1941 zugelassenen Aus¬

nahmen von der Erstarrung besondere Bedeutung zu.

(3) Die Bestimmung in Ziff. 1v EewStAusglBest.

1941 über die Herabsetzung des Ausgleichzuschusses in

Härtefällen ist als Ausnahmevorschrift eng auszu¬

legen. Die Bestimmung ist nur anzuwenden, wenn

das Eewerbesteuerauskommen der Betriebsgemeinde

im Rechnungsjahr 1949 erheblich hinter dem Aufkom¬

men im Rechnungsjahr 1939 zurückgeblieben ist oder

wenn der Kriegsbeitrag 1949, den die Betriebs-

gemeinde als besondere Landesumlage zu leisten hat.

erheblich höher ist als der Betrag, der sich für sie bei

Anwendung der Hundertsätze des H 14 Abs. 1 der

Kriegswirt'schasts-VO. v. 4. 9. 1939 (RGBl. I S. 1609)

auf ihre im Kalenderjahr 1939 festgestellten Meß¬

beträge ergeben würde. Die letztere Voraussetzung

kann z. V. in Preußen bei besonders steuerkräftigen

Gemeinden, die für das Rechnungsjahr 1940 zum

„Kriegsbeitrag herangezogen werden, vorliegen.

(4) Die Vorschrift des Z 13 EinfERealStG., daß

Wohngemeinden, die die Realsteuern und die Bürger¬

steuer nicht in einer von dem RMdJ. und dem RFM.

festzusetzenden Mindesthöhe erheben, keinen Anspruch

auf Ausgleichzuschuß haben, ist nur in den Fällen der

Ziff. 3 Abs. 2 (nicht in den Fällen der Ziff. 2 und 3

Abs. 1) anzuwenden. Beim Vergleich der Steueraus¬

nutzung ist die Grundsteuer von den land- und forst¬

wirtschaftlichen Betrieben und von den Grundstücken

außer Betracht zu lassen, wenn Wohngemeinde und

Betriebsgemeinde verschiedenen Ländern angehören.

Die von den oberen Gemeindeaufsichtsbehörden für

die Arbeiter - Siedlung? - Gemeinden ausgesprochenen

Zulassungen (Ziff. 1 Abs. 2 der Zweiten Ausf.-Anw.

zum EinfGRealStG. v. 7.1.1938 ..zu 813", RMBliV,

S. 35) -) für das Rechnungsjahr 1940 gelten auch für das

Rechnungsjahr 1941. Soweit die Erhebung der Bür¬

gersteuer Voraussetzung für den Anspruch auf Aus¬

gleichzuschuß ist, wird die Regelung in Ziff. 2 der

Zweiten Ausf.-Anw. zum EinfGRealStG. v. 7. 1.

1938 „zu 8 13" für die Wohngemeinden mit nicht

mehr als 2000 Einwohnern dahin geändert, daß der

Mindestsatz der Bürgersteuer nicht 359 v. H., sondern

nur 300 v. H. beträgt.

(5) In den Fällen der Ziff. 4 Abs. 2 EewStAusgl¬

Best. 1941 ist von der ständigen Bevölkerung der

Wohngemeinde auszugehen.

(6) Die für die Gemeinden der Gebiete von Eu-

pen, M a l m e d y und Moresnet ergangenen

besonderen Vorschriften über den Eewerbesteueraus¬

gleich für das Rechnungsjahr 1941 (Abschn. 3 der

Vierten VO. zur Einführung steuerrechtlicher Vor¬

schriften in den Gebieten von Eupen. Malmedy

und Moresnet v. 30. l. 1941, RGBl. I S. 83)

bleiben unberührt.

An die Gemeinden und Gemeindeaufsichtsbehörden.

- RMBliV. S. 217.

— VaVVl. S. 145.
') Vgl. VaVVl. 1937 S. 69.

2) Vgl. VaVVl. 1938 S. 79.
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Anlage.
Verlin, den 4. 2, 1941.

Der Reichsminister der Finanzen
I.V 4221-1/41 1^..

Der Reichsminister des Innern
VSt 1029/41-5620 v II.

Bestimmungen über die Durchführung des Gemerbesteuer-
ansgleichs zwischen Wohngemeinden und Betriebsgemein¬

den (Ansgleichzuschusz) für das Rechnungsjahr 1941
(GewStAusglBest. 1941).

1. Allgemeines.
(1) Der Gewerbesteuerausgleich zwischen Wohngemein¬

den und Betriebsgemeinden (Ausgleichzuschuß) ist für das
Rechnungsjahr 1941 nach den nachstehend angegebenen
Vereinfachuugsbestimmungen durchzuführen.

(2) Die KH 12 bis 21 EinfGRealStG.^) und die dazu
ergangenen Äusf .-Anw.^) sind für das Rechnungsjahr
1941 insoweit nicht anzuwenden, als sie mit den Verein¬
fachungsbestimmungen nicht in Einklang stehen.
2. Erstarrung der A u s g l e i ch z u s ch ü s s e auf

dem Vorjahrs st and.
(1) Die Betriebsgemeinden haben den Wohngemeinden

als Ausgleichzuschuß für das Rechnungsjahr 1941 grund¬
sätzlich den gleichen Betrag wie für das Rechnungsjahr
1940 zu zahlen. Es bedarf dazu weder einer Anmeldung
oder eines Nachweises der Ansprüche durch die Wohn¬
gemeinden noch einer Erklärung der Betriebsgemeinden.

(21 Abs. 1 gilt auch in den Fällen, in denen K 29
EiusGRealStG. gemäß sür das Rechnungsjahr 1949 die
Zahl der Arbeitnehmer durch die obere G.'ineindeauffichts-
behörde festgesetzt worden ist (Härteausgleich).

3. Ausnahmen von der Erstarrung.
(1) Hat sich die Zahl der Arbeitnehmer, für die ein

Ausgleichzuschuß für das Rechnungsjahr 1941 zu zahlen
wäre, gegenüber der Zahl der Arbeitnehmer, für die ein
Ausgleichzuschuß sür das Rechnungsjahr 1949 zu zahlen
war, um mehr als ein Fünftel erhöht oder vermindert
und macht diese Änderung mehr als 29 Arbeitnehmer aus,
so kann die Wohngemeinde bei der Betriebsgemeinde oder
die Betriebsgemeinde bei der Wohngemeinde die Neu¬
berechnung des Ausgleichzuschusses beantragen. Ist für das
Rechnungsjahr 1949 die Zahl der Arbeitnehmer nach
billigem Ermessen festgesetzt worden (Z 20 EinsGRealStG.,
Härteausgleich), so gilt diese Zahl als Zahl der Arbeit¬
nehmer, für die ein'Ausgleichzuschuß für das Rechnungs¬
jahr 1949 zu zahlen war.

(2) Eine Wohngemeinde kann von einer Betriebs¬
gemeinde, die ihr für das Rechnungsjahr 1940 keinen
Äusgleiclnufchuß zu zahlen hatte, einen Ausgleichzuschuß
für das Rechnungsjahr 1941 beanspruchen, wenn in der
Betriebsgemeinde. am 10. 19. 1940 m<>hr als 20 Arbeit¬
nehmer beschäftigt waren, die in der Wohngemeinde ihren
Wohnsitz hatten. Dabei gelten die Vorschriften des H 13
EinsGRealStE. über die Steuerausnutzung in den Wohn¬
gemeinden und die dazu für die Gemeinden der eingeglie¬
derten Gebiete für das Rechnungsjahr 1949 ergangenen
besonderen Vorschriften auch für das Rechnungsjahr 1941.
4. Berechnung desAusgleichzuschusses in

den Ausnahmefällen.
(1) Ist Ziff. 3 Abs. 1 gemäß dem Gewerbesteueraus-

gleich für das Rechnungsjahr 1941 eine gegenüber dem
Vorjahr erhöhte oder verminderte Zahl von Arbeitneh¬
mern zugrunde zu legen, so ist für die Berechnung des
Ausgleichzuschusses diese Zahl mit dem Betrag zu verviel¬
fachen, der für das Rechnungsjahr 1940 je Arbeitnehmer
zu zahlen war.

(2) Hatte die Wohngemeinde für das Rechnungsjahr
1949 keinen Ausgleichzuschuß von der Betriebsgemeinde
zu erhalten, so beträgt der Ausgleichzuschuß, der Ziff. 3
Abs. 2 gemäß zu zahlen ist, für Wohngemeinden

je Arbeitnehmer
bis zu 2999 Einwohnern 19,00
von mehr als 2000 bis

zu 3000 Einwohnern 12,30
von mehr als 5000 bis

zu 10 009 Einwohnern 15,90
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von mehr als 19 900 bis
zu 25 000 Einwohnern 17,50 cK,//!

von mehr als
25 990 Einwohnern 20,00 I

(3) Ubersteigt der Ausgleichzuschuß, den eine Betriebs¬
gemeinde nach Abs. 2 je Arbeitnehmer zu zahlen hat, die
Hälfte des Betrags an Gewerbesteuer, der aus den Kopf
der Arbeitnehmer entfällt, die am 10. 10. 1940 in der
Betriebsgemeinde in den der Gewerbesteuer unterliegenden
Betrieben beschäftigt waren, so ist nur dieser halbe Kopf¬
betrag als Ausgleichmschuß zugrunde zu legen. Für die
Berechnung des Kopfbetrags ist das Aufkommen an
Gewerbesteuer in der Betriebsgemeinde im Rechnungsjahr ?
1940 maßgebend. In den ehemals freigemachten Gemein¬
den im Westen treten an die Stelle der „Hälfte" sSatz 1)
zwei Drittel des Kopfbetrags und an die Stelle des
„Rechnungsjahrs 1949" (Satz 2) die Zeit vom 1. 4. bis
31. 12. 1941.
5. Anmeldung der Ansprüche in den Aus¬

nahmefällen.
(1) Der Antrag auf Neuberechnung des Ausgleich¬

zuschusses (Ziff. 3 Abf. 1) muß von der Wohngemeinde bei
der Betriebsgemeinde oder von der Betriebsgemeinde bei
der Wohngemeinde sviitestens am 3l>. 4. 1941 gestellt wer¬
den. Dabei sind anzugeben:
Von der Wohngemeinde

d-e Namen der Arbeitnehmer, die am 19. 10. 1940 in der
Wohngemeinde ihren Wohnsitz hatten und in der Be¬
triebsgemeinde beschäftigt waren, und die Namen und
Anschriften der Betriebe, in denen die Arbeitnehmer
tätig waren,

von der Betriebsgemeinde
die Anzahl der Arbeitnehmer, um die sich die Zahl der
am 10. 10. 1940 in der Betriebsgemeinde beschäftigten
und in der Wchugemeinde wohnenden Arbeitnehmer
gegenüber dem Stand am 10 19. 1939 vermindert bat,
und die Namen und Anschriften der in Betracht kom¬
menden Betriebe.

l2) Hat eine Wohngemeinde für das Rechnungsiahr
1.949 keinen Ausgleichnischuß von der Betriebsgemeinde
erhalten und w>rd ein solcher Anspruch für das Rechnungs¬
jahr 1941 erhoben lZiff. 3 Abs 2), so muß die Wohn¬
gemeinde ihren Ansvruch auf Ausgleichzuschuß bei der
Betriebsgemeinde spätestens am 39. 4. 1«4i anmelden.
Dabei sind die Namen der Arbeitnehmer die am 10. 10.
1940 in der Wohngemeinde ihren Wohnsitz hatten und in
der Betriebsgemeinde beschäftigt waren, und die Namen
und Anschriften der Betriebe, in denen die Arbeitnehmer
tätig waren, anzugeben.

-9. Erklärung der Betriebsgemeinde in den !
Ausnahmefällen.

(11 Die Betriebsgemeinde hat spätestens am 3ll. K. 1941
zu erklären, ob sie die angemeldete Zahl der Arbeitneh¬
mer (Znf. 3 Abs. 1 und 21 und in de" Fällen der Ziff. 3
Abs. 2 die Steuerausnutzung in der Wohngemeinde aner¬
kennt. Erkennt die Betriebsgemeinde die Zahl der ange- .
meldeten Arbeitnehmer nicht oder nur -um Teil an, so hat
sie ihre Erklärung zu begründen. Gibt die Betriebs- !.
gemeinde bis ?u diesem Zeitpunkt keine oder keine begrün- 'dete lSatz 21 Erklärung ab. so gilt die angemeldete Zahl
der Arbeitnehmer und die Steuerausn"tzung in der Wohn¬
gemeinde als von der Betriebsgemeinde anerkannt.

l21 Erkennt die Betriebsgemeinde die Zahl der ange¬
meldeten Arbeitnehmer nicht oder nur zum Teil an oder
bestreitet sie die Steuerausnntzuno in der Wohnaeiw'inde,
so steht der Wohngemeinde der Antraa auf Entscheidung
durch die für die Betriehs^emeinde Mtändiae obere Ec-
meindeaufsichtsbehörde zu Die Entscheidung ist endaültig.
Sind Gemeinden im Verhältnis zueinand 'r sowohl Wohn-
gemeinden als auch Betriebsgemeinden. so entscheidet die
obere Aufsichtsbehörde derienigen Gemeinde, bei der Aus¬
gleichansprüche für die größere Zahl von Arbeitnehmern
angemeldet worden sind Der Antrag (Satz 11 muß b"i der
für die Entscheidung zuständigen oberen Gemeindeauksichts-
behörde spätestens am 31. 7. 1941 gestellt werden. Soweit
die Städte Berlin, Wien, Hamburg oder Bre¬
ul e n als Betriebsgemeinde beteiligt sind, entscheidet der
RMdJ. Er kann die Entscheidung nachgeordneten Behör¬
den übertragen.
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7. Erklärung der Wohn gemeinde in den
Ausnahmefällen.

(1) Hat die Vetriebsgemeinde bei der Wohngemeinde
die Neuberechnung des Ausgleichzuschusses beantragt

(Zifs. 3 Abs. 1), so hat die Wohngemeinde spätestens am
Zl>. t>. 1941 zu erklären, ob sie die Herabsetzung der Arbeit¬

nehmerzahl anerkennt Erkennt die Wohngemeinde die
Herabsetzung der Arbeitnehmerzahl nicht oder nur zum
Teil an, so hat sie ihre Erklärung zu begründen. Gibt die

Wohngemeinde bis zu diesem Zeitpunkt keine oder keine
begründete (Satz 2) Erklärung ab, so gilt die Herab¬

setzung der Arbeitnehmerzahl als von der Wohngemeinde
anerkannt.

(2) Erkennt die Wohngemeinde die Herabsetzung der
Arbeitnehmerzahl nicht oder nur zum Teil an, so steht der
Betriebsgemeinde der Antrag auf Entscheidung durch die

für sie zuständige obere Gemeindeaufsichtsbehörde zu. Die
Entscheidung ist endgültig. Sind Gemeinden im Verhält¬
nis zueinander sowohl Wohngemeinden als auch Betriebs-

gemeinden, so entscheidet die obere Aufsichtsbehörde der¬
jenigen Gemeinde, bei der Ausgleichansprüche für die
größere Zahl von Arbeitnehmern angemeldet worden sind.
Der Antrag (Satz 1) muß bei der >ür die Entscheidung
zuständigen oberen Gemeindeaufsichtsbehörde spätestens
am 31. 7. 1341 gestellt werden. Soweit die Städte Ber¬
lin, Wien, Hamburg oder Vremenals Vetriebs¬
gemeinde beteiligt sind, entscheidet der RMdJ. Er kann
die Entscheidung nachgeordneten Behörden übertragen.

8. Entscheidung über die Berechnung des
Ausgleichzuschusses in den Ausnahme¬

fällen.

(1) Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen Wohn¬
gemeinden und Betriebsgemeinden über die Höhe des

„erstarrten" (Ziff. 2 Abs. 1), des neu berechneten (Ziff. 4
Abs. 1) oder des neu beanspruchten (Ziff. 4 Abs. 2 und 3)
Ausgleichzuschusses je Arbeitnehmer entscheidet endgültig
die Aufsichtsbehörde der zur Gewährung des Ausgleichzu¬
schusses verpflichteten Gemeinde. Soweit die Städte Ber¬

lin,Wien, Hamburg oder Bremen die verpflich¬
tete Gemeinde sind, entscheidet der RMdJ. Er kann die

Entscheidung nachgeordneten Behörden übertragen.
(2) Die Anrufung der Aufsichtsbehörde ist an keinen

Schlußzeitpunkt gebunden.

9. Härteausgleich.
Ergeben sich in den Fällen der Ziff. 3 aus der Zu¬

grundelegung des Tages der Personenstandsaufnahme
(10. 10. 194V) offenbare Unbilligkeiten für die Wohn¬
gemeinde oder die Betriebsgemeinde, so kann auf Antrag
einer dieser Gemeinden die obere Gemeindeaufsichts¬
behörde der Vetriebsgemeinde die zugrunde zu legende
Zahl der Arbeitnehmer nach billigem Ermessen festsetzen.
Die Festsetzung ist endgültig. Sind Gemeinden im Ver¬

hältnis zueinander sowohl Wohngemeinden als auch Ve-
triebsgemeinden, so setzt die obere Aufsichtsbehörde der¬
jenigen Gemeinde fest, bei der Ausgleichanspriiche für die
größere Zahl von Arbeitnehmern angemeldet worden sind.
Der Antrag (Satz 1) muß bei der für die Festsetzung zu¬
ständigen oberen Gemeindeaufsichtsbehörde spätestens am
1. 8„ 1341 gestellt werden. Soweit die Städte Verlin,
Wien, Hamburg oder Bremen als Betriebsge¬
meinde beteiligt sind, setzt der RMdJ. fest. Er kann die
Festsetzung nachgeordneten Behörden übertragen.

10. Herabsetzung des Ausgleichzuschusses
in Härtefüllen.

' Aus der Höhe des Ausgleichzuschusses, den eine Be¬
triebsgemeinde an eine Wohngemeinde zu zahlen hat,
können sich für die Vetriebsgemeinde Härten ergeben in¬
folge Rückgangs des Gewerbesteuerauskommens der Ve¬
triebsgemeinde im Rechnungsjahr 1940 gegenüber dem
Rechnungsjahr 1939 oder daraus, daß die Vetriebsge¬
meinde als besondere Landesumlage einen erheblich höhe¬
ren Kriegsbeitrag für das Rechnungsjahr 1940 zu leisten
hat, als sich für sie bei Anwendung der Hundertsätze des
H 14 Abs. 1 der Kriegswirtschafts-VO. v. 4. 9. 1939
(RGBl. I S. 1609) auf ihre Meßbeträge ergeben würde.
In solchen Fällen kann auf Antrag der Vetriebsgemeinde
Ne für sie zuständige obere Gemeindeaufsichtsbehörde den
Ausgleichzuschuß je Arbeitnehmer zur Vermeidung offen¬
barer Unbilligkeiten nach billigem Ermessen festsetzen. Die

Festsetzung ist endgültig. Der Antrag muß bei der zustän¬
digen oberen Gemeindeaufsichtsbehörde spätestens am 1. 9.
1841 gestellt werden. Soweit die Städte Berlin,
Wien, Hamburg oder Bremen als Betriebsge¬
meinde beteiligt sind, setzt der RMdJ. fest. Er kann die
Festsetzung nachgeordneten Behörden übertragen.

Vgl. RGBl. 1930 I S. 901.
-) Vgl. RMVliV. 1936 S. 1695; 1938 S. 35; 1939

S. 1S6; BaVVl. 1937 S. 69; 1938 S. 79.' 1939 S. 177.

Nachweis der Kriegsausgaben in den Haushaltsplänen
der Gemeinden und Eemeindeverbände.

NdErl. d. RMdJ. v. 3. 2. 1341 — Va 5021/41-1012.
Die Grundsätze des RdErl. v. 30. 1. 1940 (RM¬

VliV. S. 209) i) sind auch für das Rechnungsjahr
1941 anzuwenden.

An die Gemeindeaufsichtsbehörden, Gemeinden und Ee¬
meindeverbände. — RMBliV. S. 217.

-) Vgl. VaVVl. 1940 S. 280. ^ BaVVl. S. 150.

Hau-, Wohnungs- unö Sieölungswesen.
§ 4K der Neichsgaragenordnung.

NdErl. d. MdJ. v. 17. 2. 1941 Nr. 105 249.

Mit RdErl. v. 26. 11. 1940 — IVo 4 Nr. 8076/273/
40 hat der Herr Reichsarbeitsminister die Anordnung
nach seinem NdErl. vom 20. 2. 1940 — IVo 4
Nr. 8676-206/40 (BaVVl. S. 344), die er mit RdErl.
vom 14. 8. 1940 (VaVVl. S. 1049) aufgehoben hatte,
wieder getroffen.

Ich gebe hiervon mit dem Ersuchen um Beachtung
Kenntnis.

An die Baupolizeibehörden. BaVVl. S. 149.

Fabrikschornsteine.
NdErl. d. NWiM. v. 15. 1. 1941

— III ^V08 9455/4«.

In einigen Bezirken sind auch in letzter Zeit Fabrik¬
schornsteine dem Kehrzwang unterworfen worden.

Eine Prüfung durch Sachverständige hat aber ergeben,
daß eine regelmäßige Reinigung von Fabrikschorn¬
steinen und Schornsteinen von Meiereien und ähn¬
lichen landwirtschaftlichen Betrieben nicht erforder¬
lich ist, da in den angeschlossenen Feuerungen in
der Regel eine vollständige Verbrennung eintritt
und dadurch der Ansatz von feuergefährlichen Ruß¬
arten an den Schornsteinwandungen so gut wie ver¬
mieden wird. Durch die freie Lage dieser Schornsteine
und ihre hohe Ausmllndung kann ein etwa doch in
Brand geratener Ruß infolge der Abkühlung durch
die Luft auf dem Wege von der hohen Schornstein¬
mündung nach unten nicht mehr als Funken auf Wohn-,
Fabrik-, Lager- und andere Gebäude herabfallen und
durch Zünden Brände verursachen.

Im Einvernehmen mit dem Herrn Reichsminister
des Innern ordne ich hiermit an, daß alle hohen frei
stehenden nach VM 1056 ') oder nach ähnlichen Grund¬
sätzen errichteten Schornsteine, wie beispielsweise solche
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für Dampfkessel, Dampffässer u, dgl,, dem Kehrzwang
nicht unterworfen sind' gleichgültig hierbei ist, aus
welchem Baustoff die vorstehend genannten Schorn¬
steine hergestellt sind. '

In Zweifelsfällen entscheidet die höhere Verwal¬
tungsbehörde nach Anhörung des für das Grund¬
stück zustündigen Gewerbeaufsichtsbeamten. Entgegen¬
stehende Anordnungen werden hiermit aufgehoben.

Für eine entsprechende Änderung der Kehrord¬
nungen, soweit eine solche auf Grund der vorstehen¬
den Ausführungen erforderlich ist, ersuche ich Sorge
zu tragen.

An die Landesregierungen.
— RdErl. d. MdJ. v. 17. 2. 1941 Nr. 18 564 Norm.

XXII«.
Die Bestimmung des H 3 Abs. 1 Ziff. 7 der Kehrord¬

nung vom 1k. 12. 1935 (GVBl. S. 291) gilt hiernach nur
noch mit der Maßgabe, daß Fabrikschornsteine durch den
Schornsteinfeger nur dann zu reinigen sind, wenn dies
durch den Besitzer des Fabrikschornsteins gewünscht wird.

An die Baupolizeibebörden.
— BaVBl. S. 149.

') Vgl. BaVVl. 1940 S. 1063.

4151 — Lochziegel für tragendes Mauerwerk.
NdErl. d. RAM. o. 4. 2. 1941 — IV 2 Nr. 9503/28/40.

Der Deutsche Normenausschuß hat ein Normblatt
OI5l 4151 „Lochziegel für tragendes Mauerwerk" be¬
arbeitet, durch das die Lochziegel (bisher Hohlziegel
genannt) zwecks Leistungssteigerung bei der Herstel¬
lung und Verarbeitung weiter vereinheitlicht werden.
Wegen der Begriffsbestimmung für Lochziegel ver¬
weise ich besonders auf Ziff. 1 Abs. 2 des Normblatts.

Das Normblatt wird hiermit als Richtlinie für die
Baupolizei im gesamten Großdeutschen Reich einge¬
führt.

In Zukunft werden keine allgemeinen baupolizei¬
lichen Zulassungen gemäß Verordnung vom 8.11.1937
(RGBl, l S. 1177) mehr für Lochziegel für tragendes
Mauerwerk erteilt, die von den Festsetzungen des
Normblatts VI5l 4151 abweichen. Auf die allgemeine
baupolizeiliche Zulassung kann bei Lochziegeln sür
Außenwände mit einer geringeren Dicke als 39 om
erst dann verzichtet werden, wenn O15s 4151 durch
Festsetzungen über die Wärmedämmung bzw. Uber ein
Höchstranmgewicht der Lochsteine ergänzt worden ist.
Auch für Wohnungstrennwände aus Lochziegeln be¬
darf es wegen des erforderlichen Schallschutzes einst¬
weilen noch der baupolizeilichen Zulassung, bis die
erforderlichen Untersuchungen abgeschlossen sind, die
für beide Fragengebiete bereits eingeleitet wurden.

Die zur Zeit noch geltenden allgemeinen baupoli¬
zeilichen Zulassungen für Mauerwerk aus Lochziegeln
(Hohlziegeln) behalten bis auf weiteres ihre Gültig¬
keit.

Gleichzeitig mit der Einführung von OM 4151
hebe ich meine Erlasse vom 30. 6. 1938 — IV 2
Nr. 9503/1') — und vom 12. 7. 1939 — IV 2
Nr. 9594/14/39^) — betreffend Wandbauweisen mit
Ziegelhohlsteinen und Grundsätze für die Ausbildung
von Wandhohlziegeln und für die Herstellung von
Hohlziegelmauerwerk auf. (Anlage ^ Abschnitt IV
Ziff. 3 meines Runderlasses vom 6. 12. 1949 — IVo4
— IV 2 8710/60/49 —.)-)
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Ferner wird die Gültigkeit des in Anlage ^ unter
VIII/4 meines Runderlasses vom 6. 12. 1949 aufge¬
führten Erlasses über Brandmauern aus Hohlsteinen
aufgehoben, soweit es sich um Brandmauern aus
Lochziegeln nach DI5l 4151 handelt. An ihre Stelle
treten folgende Bestimmungen:

Grundsätze für die Ausführung von
Mauerwerk aus Lochziegeln.

1. Für Mauerwerk aus Lochziegeln gelten die Be-
rechnungsgrundlagen für Bauteile aus künstlichen und
natürlichen Steinen — OM 1953 — soweit nach¬
stehend nichts anderes bestimmt ist.

2. Lochziegel für tragendes Mauerwerk müssen
OM 4151 entsprechen.

3. a) Lochziegel nach OM 4151^) dürfen für die
obersten 4 Geschosse von Bauten bis zu 5 Geschossen
verwendet werden. Bei fünfgeschossigen Bauten ist das
Erdgeschoß in Vollsteinmauerwerk herzustellen. Die
Druckfestigkeit der zur Herstellung dieses Vollstein¬
mauerwerks verwendeten Steine muß mindestens
199 KZ/om^ sein.

b) Belastete Außen- und Scheidewände müssen,
soweit nicht mit Rücksicht auf die
Wärmedämmung (vgl. Punkt 3o) oder die
S t a n d s i ch e r h e i t größere Wanddicken
erforderlich werden, folgende Mindestdicken
haben:

Bauten mit
1 Gesch. 2 Gesch. 3 Gesch. 4 Gesch. 5 Geschossen

4. Obergesch. 25 em Lochziegel
3. „ 25 em 25 cm
2. „ 25 em 25 em 39 em
1. „ 25 om 25 em 39 om 39 om
Erdgeschoß 25 em 25 em 39 em 39 em> 51 ^.„,Nollsteine,

Belastete Scheidewände eingeschossiger Klein¬
bauten können 12 om dick hergestellt werden, wenn
eine ausreichende Druckverteilung der Balken- und
Trägerlasten vorhanden ist.

0) Außenwände mit Wanddicken unter 39 cm dür¬
fen aus Lochziegeln nur ausgeführt werden, wenn
die erzeugende Ziegelei eine allgemeine baupolizeiliche
Zulassung hinsichtlich des ausreichenden Wärmeschutzes
derartiger Außenwände besitzt.

Außenwände aus Querlochziegeln dürfen mit
Wanddicken von 39 om (bzw. von weniger als 38 cm)
mit Rücksicht aus den ausreichenden Wärmeschutz ohne
besondere Zulassung nur ausgeführt werden, wenn
die Steine mindestens 19,4 om hoch sind und nach¬
stehende Steingewichte nicht überschritten werden:

Querloch

Länge
om

teine nach Dikl 4151

Breite Höhe
om omi

Höchstgewicht
eines Steines

KK

25

12 19,4
14,2

4,9
5,5

19 10,4
14,2

3,3
4.5

19 19,4
14,2

6,3
8,6

39 14,5
19,4
14,2

5.7
7.8
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Das Höchstgewicht ist als Mittel von 10 nach

DI5s 4151 Ziff. 3d getrockneten Steinen festzustellen.

4. Belastete Wände in 23 oiu Dicke und weniger

sind nur zulässig, wenn

a) eine ausreichende Quersteifigkeit durch Zwi¬

schenwände aus Steinen ähnlicher oder höherer Festig¬
keit vorhanden ist,

b) die Geschoßhöhe (von Oberkantezu Oberkante
Fußboden gemessen) nicht mehr als 3 3 m beträgt.

Als ausreichend ist die Aussteifung anzusehen,

wenn die Querwände aus mindestens Stein dickem

Mauerwerk bestehen, das mindestens ^ Stein tief im

Verband in die auszusteifende Wand einbindet und

wenn der Mittenabstand der Querwände nicht mehr

als 6 m, bei 12 om dicken Scheidewänden nicht mehr

als 4 m ist.

3. Für Wohnungstrennwände aus Lochziegeln

nach VI5s 4151 ist eine allgemeine baupolizeiliche Zu¬

lassung hinsichtlich des ausreichenden Schallschutzes

erforderlich.

9. Brandmauern aus Lochziegeln nach 4131

müssen mindestens 23 em dick sein.

7. Schornsteinmauerwerk darf aus Querlochziegeln

mit Lochung nach 4131 Bild 1 (bisher vielfach

Wabenziegel genannt), nicht aber aus anderen Loch¬

ziegeln hergestellt werden.

8. Umfassungswände des Kellergeschosses dürfen

aus Lochziegeln nur hergestellt werden, wenn die

Kellersohle an keiner Stelle der betreffenden Wand

mehr als 9,8 in unter Gelände liegt und das Loch¬

ziegelmauerwerk unter Gelände und mindestens

2g om über Gelände mit Zementmörtel verputzt ist.

9. Zur Herstellung des Mauerwerks ist Kalk¬

zementmörtel zu verwenden. Kalkmörtel ist hierfür

unzulässig. Die Steine sind in der Stoß- und Lager¬

fuge vollfugig zu vermauern. Bei Langlochziegeln darf

die von dem großen Mittelloch (I)M 4131 Bild 7—8)

eingenommene Fläche der Stoßfuge unvermörtelt
bleiben.

Durch entsprechende Wahl der Mörtelsteife ist

dafür zu sorgen, daß der Mörtel nicht tief in die

Löcher der Steine eindringt.

19. Die zulässige Druckspannung in be¬

zogen auf die Mauerwerksfläche ohne Abzug der

Hohlräume bei Verwendung von Kalkzementmörtel

nach DM 1933 (bei außermittiger Belastung größte

zulässige Kantenpressung) beträgt für:

Steinart Mauerwerk

Pfeiler

(vgl. DIN 1933 K 4)

Schlankheit k/ä

4 ^ 5 6 8

Langlochziegel

Querlochziegel 8

6 4

7 5

2

Z 1

11. Auf die Außenseiten der Außenwände ist ein

Putz aufzubringen, der folgenden Anforderungen ent¬

spricht:

a,) Der Putz muß zweitägig und im ganzen min¬

destens 2 om dick sein.

b) Der llnterputz soll aus 1 Rtl. Zement 4- 2 Rtl.

Kalkpulver (bzw. 1,3 Rtl. Kalkteig) 19 Rtl. Sand

oder aus 1 Rtl. hochhydraulischem Kalk und 4 Rtl.

Sand bestehen. Dabei soll der Sand gemischtkörnig

sein und keine lehmigen Bestandteile enthalten i sein

Durchgang durch das 9 2 inm Maschensieb soll 29 Ge-

wichtsvH. nicht übersteigen.

o) Der Oberputz, der aus Kalkmörtel oder Edelputz

ohne wesentlichen Zementzusatz bestehen kann, darf in

keinem Falle eine höhere Festigkeit als der llnterputz

haben.

12. Öffnungen im Mauerwerk dürfen nur bis zu

einer größten Lichtweite von 1.2 m überwölbt werden.

Zum Überwölben und als Widerlagersteine dürfen

nur Steine etwa gleicher Wärmedämmung, jedoch

keine Langlochsteine, verwendet werden. Öffnungen

von mehr als 1.2 m Lichtweite sind durch Träger oder

Eisenbetonstürze von ausreichender Auflagerlänge zu
überdecken.

13. Unter Trägern und Balken ist, wenn nötig, für

eine ausreichende Druckverteilung, z. B. durch Anord¬

nung von Vollsteinschichten oder Unterlagsplatten zu

sorgen.

14. Bei Mauerwerk aus Langlochsteinen in Dicken

von 23 em und weniger muß die Breite von Tür- und

Fensterpfeilern mindestens 9,73 m betragen.

13. Beim Stemmen von Schlitzen darf nur die

äußere Wandung (Wandsteg) der Steine beseitigt

werden. Bei Wänden von weniger als 23 om Dicke ist

das Stemmen von Schlitzen verboten.

Ich ersuche, die Baupolizeibehörden hiervon in

Kenntnis zu setzen und etwa entgegenstehende Be¬

stimmungen aufzuheben.

Abdrucke des Normblatts 4131 können vom

Beuth - Verlag GmbH., Berlin SW 68, Dresdner

Straße 97, bezogen werden.

Dieser Erlaß wird im Reichsarbeitsblatt veröffent¬

licht.

An die Landesregierungen.

— RdErl. d. MdJ. v. 17. 2. 19-tl Nr. 17 432 Norm.
XXIV.

Den Baupolizeibehörden geht das Normblatt VIX
4151 gesondert zu.

An die Vaupolizeibehörden. — VaVBl. S. 131.

Vgl. VaVBl. 1938 S. 877.
Vgl. VaVVl. 193g S. 893.

3) Noch nicht veröffentlicht.
^ Vgl. VaVBl. 1937 S. 351.

Seuckenbekämpfung.

volksgesunöheit.

Vordrucke für die Jmpftermine 1341.

RdErl. d. NMdJ. v. S. 2. 1941 — IVA 2SK 41-37K0.

Im Hinblick auf die Papierversorgungslage bin

ich damit einverstanden, daß auch für das Jahr 1941

an Stelle der in Anl. 1 und 3 bis 7 der VO. zur Aus¬

führung des Impfgef. v. 22. 1. 1949 (RGBl. ! S. 214)

vorgeschriebenen „Liste der zur Pockenschutz-Erst¬

impfung vorzustellenden Impfpflichtigen und der Erst-
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impslinge 19..der „Impfscheine" und des „ärzt¬

lichen Zeugnisses" noch die bisherigen Bestände Ver¬

wendung finden. Zur Vermeidung von Zweifeln weise

ich jedoch darauf hin, daß die „Liste der zur Wieder¬

impfung vorzustellenden Kinder für 194 ...", die

„Übersicht der Impfungen für 194 ..." und die „Über¬

sicht der Wiederimpfungen für 194 ..." den nachstehend

abgedruckten Vordr. g, bis <z entsprechen müssen.

An die Landesregierungen, die staatl. und kommunal.
Gesundheitsämter, die staatl. Jmpfanstalten. die Stadt-
und Landkreise, die Gemeinden. — RMBliV. S. 23-i.

— BaVBl. S. 153.

Liste der zur Wiederimpfung vorzustellenden Kinder für 134

Vordruck n.

Lfd

Nr.

Der zur Wiederimpfung
vorzustellenden Kinder

Vor -

und

Zuname

Jahr

und

Tag

der

Geburt

Des Vaters, Pflegevaters oder
Vormundes

N a me

Stand

und

Wohnunl
3

n Tag

der

Imp¬

fung

'Angabe,

woher der

Impfstoff

bezogen

wurde

Art des

Impfstoffs

s-
S

Z

L
5?

<n

10

"7

11

ObzurNachschauvorgestelltundan

welchemTage

WardieImpfungvonErfolg?

Bei Wiederimpfung mit

Zrfolg ist zu vermerken")
Die Impfung ist unterbli>5ben wegen

Esistdemnachindienächstjährige

ListefürImpfungenzuübertragen

Be¬

mer¬

kungen

Z

d)Vläschenreaktion

o)Pustelreaktionmitbeschleu¬

nigte»,Verlauf

ä)PustelreaktionvomVerlauf

derErstimpfung

erfolgtenTodes
Wegzuges! AufHörensdesBesuchseinerdie JmpfpslichtbedingendenLehranstalt

Nichtauffindbarkeitoderzufäl¬

ligerOrtsabwesenheit
Uberstehensdernatürlichen

Blattern

dervorangegangenen5Jahre
erfolgreicherImpfunginnerhalbärztlichbezeugterGefahrfür

LebenoderGesundheit

vorschriftswidrigerEntziehung

andererGründe
12 13 14 IS ! 16 17 18 lg 20 21 22 23 24 23 26 27 28

Zu vermerken ist:

») Früh- oder Knötchenreaktion, wenn ein kleines tastbares Knötchen vorhanden ist oder die verheilte
Jmpfwunde einen schmalen pigmentierten, etwas erhabenen Saum zeigt.

l>) V l ä s ch e n r e a k t i o n, wenn ein runder Schorf von 2 bis 3 mm Durchmesser auf der Jmpfwunde sitzt; eine
geringe Areabildung kann vorhanden sein.

e) P u st e l r e a k t i o n mit beschleunigtem Verlauf, wenn eine Pustel mit noch flüssigem Inhalt vor-
Händen ist. Das Zentrum kann beginnende Schorfbildung zeigen. Die Area ist deutlich mit scharfem
Rand abgegrenzt, zeigt aber oft schon Aufhellungszonen. Allgemeinreaktion kann vorhanden sein.

6) Pustelreaktion vom Verlauf der Erstimpfung, wenn eine regelrechte Vakzinepustel mit klarem
flüssigem Inhalt vorhanden ist, in deren Umgebung die Area fehlt oder in Gestalt einer unregelmäßig begrenzten
Rötung noch in der Entwicklung ist. Allgemeinreaktion ist immer vorhanden.
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Vordruck b.

VaVBl. 1941 Nr. 8

Übersicht d er Impfungen siir 1!>4

158

Bezirk

Zahl

der Ein¬

wohner

bei der

letzten

Volks¬

zählung

Gesamt¬
zahl

der zur
Erst¬

impfung
vorzu¬
stellen¬
den, in

die

Jmpf-
listen

einge¬
tragenen

Kinder

Im Laufe
des Ge¬

schäfts¬
jahres

vor dem

Nach¬
weise

erfolg¬
reicher

Impfung
zugezo¬

gene, im
Vorjahre
geborene

Kinder

Hiervon sind

im Laufe

des

Geschäfts¬

jahres

ungeimpft

ge¬ ver¬

stor¬ zo¬
ben gen

S 6

von der

Jmpf-
pflicht

befreit,
weil sie

die
natür¬

lichen
Blattern

über¬

standen
haben

bereits

im

Vorjahre
ein¬

getragen
als

mit

Erfolg

geimpft

bereits
in vor¬

hergehen¬
den Jah¬
ren mit

Erfolg
geimpft,
aber erst
jetzt zur

Nach¬
schau er¬

schienen

Es sind impspslichtig

geblieben'

zum

1.

Male

10

zum zum im

2. 3. gan-

Male Male zen

11 12 13

Hiervon sind geimpft

ohne Erfolg

mit

Er- Zum

folg 1-

zum

2.

Male Male

14 IS 16

zum

3.

Male

17

mit unbe¬

kanntem

Erfolge,

weil nicht

zur

Nachschau

erschienen

18

Art

des

Impfstoffs

Gly¬

zerin

lymphe

13

anders

zu¬

berei¬

teter

Impf¬

stoff

20

Ungeimpft blieben sonach,

und zwar:

weil auf
Grund

ärztlichen

Zeug¬

nisses

vorläufig

zurück¬

gestellt

21

weil

nicht

aufzu¬

finden
oder

zufällig
ortsab¬

wesend

22

weil

vor¬

schrifts¬

widrig
der

Impfung
ent¬

zogen

23

aus

anderen

Gründen

24

Zahl der

während
des Ge¬

schäfts¬

jahres

gebore¬
nen und

bereits

mit Er¬

folg ge¬

impften
Kinder

23

Be¬

mer¬

kungen

26

Vordruck v.

Übersicht der Wiederimpfungen 134

Bezirk

ZahlderEinwohnerbeiderletzten

Volkszählung

GesamtzahlderzurWiederimpfung

vorzustellenden,indieJmpslisten

eingetragenenKinder

ImLaufedesGeschäftsjahreszu¬
gezogeneWiederimpfpflichtige

Kinder

!

Hiervon sind
Es sind impfpflichtig

geblieben

im Laufe
des

Geschäfts¬

jahres

ungeimpft

vonderJmpfpflichtbefreit,weil

siewährenddervorhergegan¬genen5JahredienatürlichenBlatternüberstandenhaben

währenddervorhergegangenen

5JahremitErfolggeimpft

zum1.Male zum2.Male zum3.Male imganzengestorben

!

verzogen

1 2 3 4 5 6 7 8 g 10 11 12
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Hiervon sind geimpft Art des Impfstoffs
Ungeimpft blieben sonach,

und zwar

Von den mit Erfolg Ge¬
impften (Sp. 13) hatten

55 ^

Z

weilaufGrundärztlichenZeug¬
nissesvorläufigzurückgestellt

'?7

>->

n
-^> n

.S.I

iL L

Früh-oderKnötchen-

reaktion

Bläschenreaktion
Pustelreaktionmitbe¬

schleunigtemVerlauf
PustelreaktionvomVer¬

laufderErstimpfung
ohneErfolg Glyzerinlymphe

e
r-?

^ '

wegenÄufhörensdesV
einerdieJmpfpflichtk

gendenLehranstalt
weilnichtaufzufindeno

zufälligortsabwesend
weilvorschriftswidrigdt

Impfungentzogen
I

! ausanderenGründen

Be¬

merkungen

13 14 15 16 ! 17 18 19 20 21 22 23 24 LS 26 27

Abbrennen von Hecken »nd Rainen.

NdErl. d. MdJ. v. 18. 2.1341 Nr. 16 34k

Norm. VIII, XXII".

Vom Herrn Landesjägermeister für Baden wird

darauf hingewiesen, daß der vielerorts starke Rück¬

gang des Niederwildbestandes, insbesondere an Hasen,

Hühnern und Fasanen, der nicht nur wie in den

Rheintaljagden als eine Folge der militärischen Ope¬

rationen gewertet werden darf, sondern auch als die

Auswirkung der ungünstigsten Witterungsverhält¬

nisse der letzten Jahre in Erscheinung tritt, eine ver¬

stärkte Anwendung jagdlicher Maßnahmen ratsam

erscheinen läßt, die zur Hebung des Bestandes der ge¬

nannten Wildarten führen.

Zu den der Vermehrung des Niederwildes abträg¬

lichen Maßnahmen gehört insbesondere das Abhauen

und Abbrennen von Hecken an Wegböschungen und

Rainen vor und während der Brut- und Setzzeit, da

hierdurch das Wild vielfach jeder schützenden Deckung

auf dem freien Felde beraubt wird.

Ich bringe den Nunderlaß vom 29. 11. 1937

Nr. L 12 899 in Erinnerung, den der Bad. Minister

des Kultus und Unterrichts als höhere Naturschutz¬

behörde gemeinsam mit dem Bad. Finanz- und Wirt¬

schaftsminister und dem Reichsnährstand an die unte¬

ren Naturschutzbehörden zum Schutz der Hecken erlassen

hat, und ersuche, die Bürgermeister und die beteiligten

Kreise erneut auf die Schädlichkeit des Abhauens und

Abbrennens der Hecken hinzuweisen, deren Erhaltung

zum Schutz der Vögel sowie zur Förderung der

stark zurückgegangenen Niederwildarten dringend ge¬

boten ist.

An die Landräte.

— BaVBl. S. ISN.

Abschnitt 2.

Veterinärangelegenhelten.
Maul- und Klauenseuche in Baden.

NdErl. d. MdJ. v. 18. 2. 1S41 Nr. 19 284.

Seit der Veröffentlichung vom 11. 2. 1941 (BaVBl.

S. 139) ist die Maul- und Klauenseuche in keiner

Gemeinde ausgebrochen.

Am 18. 2. 1941 waren folgende 6 Gemeinden

verseucht!

Kiechlinsbergen (Landkreis Freiburg), Dossenheim

(Landkreis Heidelberg), Mannheim (Stadtkreis Mann¬

heim), Altlufzheim, Neulußheim (Landkreis Mann¬

heim), Eutingen (Landkreis Pforzheim).

An die Landräte, Polizeipräsidenten, Polizeidirektoren,

die Regierungsveterinärräte, das Tierhygienische Institut
und die Gemeinden.

— VaVBl. S. 15«,
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